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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


1. Abgeordneter Trifft die vom Präsidenten der Industrie- und 
von Thadden Handelskammer des Saarlandes anläßlich der 

Eröffnung der diesjährigen Saarmesse geäu- 
ßerte Vermutung zu, daß die zur Durchführung 
des Aktionsprogrammes Saarland/Westpfalz, 
Teilbereich Saarland, vorgesehenen ERP-Kre- 
dite „beträchtlich gekürzt werden sollen" und 
nicht im vorgesehenen Umfang zur Verfügung 
stehen? 

2. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Bitte 

Lenzer des Bundesministers des Innern (mitgeteilt am 

7. April 1970 im Bulletin des Presse- und In- 
formationsamtes der Bundesregierung) um 
Aufnahme des Deutschen Beamtenbundes in 
den Teilnehmerkreis der konzertierten Aktion? 

3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Lenzer DGB-Informationsdienstes vom 16. April 1970, 

„daß der gesamte Bereich des öffentlichen 
Dienstes durch die DGB-Vertretung in der 
konzertierten Aktion umfassend und ausrei- 
chend berücksichtigt ist"? 

4. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung das Zwischen- 

Dr. Pohle gutachten des Sachverständigenrats zur Begut- 

achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung, das nach Pressemeldungen für April d. J. 
angekündigt war, erhalten, und wann wird es 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet? 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Schreiben 

Dr. Pohle des Sachverständigenrats an den Bundeskanz- 

ler zu veröffentlichen, das diesem nach Presse- 
meldungen schon vor Ostern zugeleitet wor- 
den ist und in dem der Sachverständigenrat 
seine Sorgen über die konjunkturpolitischo 
Entwicklung dargelegt hat? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 

Krammig zwischenzeitlichen Änderungen in der Kon- 

junkturlage, durch die die Zahlen des Jahres- 
wirtschaftsberichts weitgehend überholt sind, 
einen Nachtrag zu diesem Bericht baldmög- 
lichst vorzulegen? 

7. Abgeordneter Wann kann mit einer Entscheidung des Bun- 

Eckerland desministers für Wirtschaft gerechnet werden, 

daß die von den Zechengesellschaften nachge- 
meldeten Arbeitnehmer des Steinkohlenberg- 
baus in den Personenkreis der Abfindungs- 
geldbezieher nach den „Härte-Richtlinien" ein- 
bezogen werden? 
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8. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, daß den Arbeitneh- 
Eckerland mern, deren Anträge dem Bundeswirtschafts- 

ministerium vorliegen, angesichts der gestie- 
genen Lebenshaltungskosten eine Vorauszah- 
lung in Höhe der Hälfte der nach dem Kohle- 
anpassungsgesetz und den Härterichtlinien ge- 
zahlten Gelder gewährt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordnete 

Frau Funcke 

10. Abgeordnete 
Frau Funcke 


11. Abgeordneter 

Strauß 


12. Abgeordneter 

Strauß 


13. Abgeordneter 

Dr. Haadc 


14. Abgeordneter 

Dr. Haack 


15. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


Wurde im Bereich des Bundesinnenministe- 
riums die gleitende Arbeitszeit eingeführt? 

Ist auf Grund der eventuellen Erfahrungen da- 
mit zu rechnen, daß die gleitende Arbeitszeit 
auch in anderen Bundesministerien eingeführt 
wird, um die Bediensteten, insbesondere die 
Frauen mit Familienpflichten, etwas freizügi- 
ger in der Gestaltung der Arbeitszeit zu ma- 
chen und die Überlastung der Verkehrswege 
und Verkehrsmittel zu Zeiten des Spitzenver- 
kehrs abzuschwächen? 

Hat die Bundesregierung den verbündeten 
Staaten ihren Beschluß über die Aufhebung 
der Richtlinien mitgeteilt, die bisher die Ver- 
wendung der DDR -Flagge und -Hymne usw. in 
der Bundesrepublik untersagten, dagegen der 
deutschen Öffentlichkeit diese Maßnahme vor- 
enthalten? 

Beruht die Unterlassung der Unterrichtung 
der deutschen Öffentlichkeit auf einem Be- 
schluß der Bundesregierung, und ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß die Ver- 
wendung der DDR-Flagge und -Hymne nur 
in einem unauffälligen Anpassungsprozeß der 
deutschen Öffentlichkeit beigebracht werden 
könne? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die Reisekostenbestimmungen für die 
Bediensteten des Bundes reformbedürftig sind? 

Wird die Bundesregierung bei einer Änderung 
der Reisekostenbestimmungen vor allem da- 
rauf hinwirken, daß bei Dienstreisen im Inter- 
esse einer effektiven Verwaltungstätigkeit das 
Flugzeug mehr als bisher benutzt werden 
kann? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die 
Durchführungsbestimmungen des „Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophenschut- 
zes" zu erlassen, und beabsichtigt sie, in einem 
öffentlichen Hearing die beteiligten Verbände 
zu hören? 
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16. Abgeordneter 
Dröscher 


17. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


18. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


19. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG die Ver- 
sorgung eines Fahnenjunker-Stabsfeldwebel 
mit einer Dienstzeit von mehr als 15 Jahren 
am 8. Mai 1945, mit erfolgreich bestandener 
erster und zweiter Heeresfachschulprüfung, 
nach der Besoldungsgruppe A7 Stufe 12 er- 
folgt, während ein Stabsfeldwebel mit mehr 
als 12 Dienstjahren, der ebenfalls beide Prü- 
fungen abgelegt hat, Bezüge nach der Besol- 
dungsgruppe A 9 erhält, und dies offenbar 
deshalb, weil er kein Fahnenjunker war? 

Hält es die Bundesregierung mit den Bestim- 
mungen des Ausländergesetzes für vereinbar, 
wenn in den ersten drei Monaten des Jahres 
1970 von 2323 neuen Asylbegehrenden nur 
532 dem einzig bestehenden Sammellager für 
Ausländer überstellt wurden, und welche 
Gründe sind für die Tatsache maßgeblich, daß 
den zur Zeit im Fernverfahren registrierten 
Asylbegehrenden von weit über 8000 weniger 
als 200 Insassen im Sammellager Zirndorf 
gegenüberstehen? 

Hält die Bundesregierung an der noch im 
Jahre 1969 verfolgten Absicht, ein zweites 
Sammellager für Ausländer zu errichten, an- 
gesichts dieser Tatsache fest, und erblickt sie 
in der extrem hohen Zahl von Femverfahren 
keine Beeinträchtigung der Sicherheitsbedürf- 
nisse in der Bundesrepublik Deutschland? 

Sind Meldungen richtig, wonach im Bereich 
des Bundes Beamte, die auf eigenen Wunsch 
entlassen worden sind, nicht wieder eingestellt 
werden? 


20. Abgeordneter Trifft es zu, daß die seitherige Paßgebühr von 
Schwabe 6 DM auf 10 DM oder, nach Ansicht einiger 

Ländervertretungen, sogar auf 20 DM ange- 
hoben werden soll? 


21. Abgeordneter Falls diese Frage bejaht wird: Widerspricht 
Schwabe eine derartige Gebührenerhöhung nicht den 

Bemühungen der Bundesregierung um die 
Stabilität der Preise? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die übereinstim- 
Erhard mende Auffassung der Landwirtschaftsmini- 

(Bad Sdiwalbach) ster, der Landesfinanzminister und des Bun- 
desverkehrsministers, dem Omnibusliiüenver- 
kehr durch steuerliche Maßnahmen, vor allem 
durch Befreiung von der Mineralölsteuer, zu 
helfen, oder stimmt sie der gegenteiligen Stel- 
lungnahme des Bundesfinanzministers zu? 
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23. Abgeordnete In welcher Weise informiert die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung deutsche Reisende in EWG-Länder 

darüber, daß nach Abschaffung der Binnen- 
zölle 1968 und dem Ende der Übergangsphase 
der EWG am 1. Januar 1970 noch immer im 
privaten Reiseverkehr an den Grenzübergän- 
gen Kontrollen, Steuern und Beschränkungen 
bei der Einfuhr bestimmter Waren erhoben 
werden? 

24. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Besprechung der Körper- 

Langebeck schaftsteuerreferenten vom 30. September bis 

1. Oktober 1969 zu dem Ergebnis kam, dem 
Bundesfinanzministerium den Vorschlag zu 
machen, den Kleingärtnervereinen in der Bun- 
desrepublik Deutschland die steuerrechtliche 
Gemeinnützigkeit zuzugestehen? 

25. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Niederschrift der Be- 

Langebeck sprechung der Körperschaftsteuerreferenten 

nach 6 V 2 Monaten noch nicht an die Finanz- 
minister der Länder weitergegeben wurden 
und diese dadurch die nötigen Verwaltungs- 
anweisungen noch nicht herausgeben konnten? 

26. Abgeordneter Trifft es zu, daß seit Einführung der llVo 

Wittmann Mehrwertsteuer nur noch circa 30Vo der Ge- 

brauchtwagen im Handel verkauft werden? 

27. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Mehr- 

Wittmann wertsteuer für Gebrauchtwagen zu ermäßigen? 

28. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 

Leicht sehen Bundestag die Ist-Ergebnisse des Haus- 

halts 1969 nach der Gliederung der Anlagen 
zum Finanzplan 1969 bis 1973 vorlegen? 

29. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die Ist-Zahlen 

Leicht über das Ergebnis ihrer Haushaltsführung im 

1 . Quartal 1970 mit den Steigerungsraten 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahres- 
zeitraum veröffentlichen? 

30. Abgeordneter Wie erklärt sich der Widerspruch zwischen der 

Dr. Fuchs Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 

tärs beim Bundesminister der Finanzen, Dr. 
Reischl, am 15. April 1970 auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Fuchs, daß keine Verzöge- 
rungen bei den Hoch- und Tiefbaumaßnah- 
men in den Zonenrand- und Ausbaugebieten 
erfolgen, und der Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen, Börner, vom 23. April 1970 auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst, daß eine 
Verzögerung von Baumaßnahmen auch in den 
wirtschaftlich schwachen Gebieten eintreten 
kann? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


Hält es die Bundesregierung volkswirtschaft- 
lich für vertretbar, daß im Einzugsbereich 
kommunaler Schlachthöfe, die zum Teil mit 
erheblichen Kosten ausgebaut wurden, aber 
bis heute nicht voll ausgelastet sind, private 
Schlachthöfe mit öffentlichen Mitteln gefördert 
werden? 


32. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Fehlleitung der öffentlichen Mittel zur Er- 
richtung privater Schlachthöfe nicht nur eine 
große Zahl von Arbeitsplätzen sondern auch 
durch die erhöhten Kosten viele mittelständi- 
sche Betriebe in ihrer Existenz gefährdet sind? 


33. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Befürchtung 
Dasch bayerisdier Mühlen für gerechtfertigt, daß 

ihnen auf Grund des starken Getreideexports 
ab Juni einheimischer Mahlweizen nicht mehr 
zur Verfügung steht und ausländischer des- 
wegen zu überhöhten Preisen eingekauft wer- 
den muß? 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei den EWG-Bera- 
Niegel tungen über die künftige Festlegung der Ge- 

treidepreise durch Änderung des Regionali- 
sierungssystems bereit, indirekte Preissenkun- 
gen zu Lasten der Erzeuger, wie z. B. im baye- 
rischen Raum, zu akzeptieren? 


35. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
Niegel rung aus den in der Deutschen Bauernzeitung 

vom 18. April 1970 auf Seite 2 unter der Über- 
schrift „Hinhalte-Taktik" zitierten Äußerungen 
des Bundesernährungsministers und aus den 
Äußerungen des Abgeordneten Helms in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
11. März 1970 (Stenographischer Bericht, Seite 
1799 D bis Seite 1800 B)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Dr. Jungmann Einziehung der Beiträge durch die Kranken- 
kassen für andere Sozialversicherungsträger 
auch heute noch, vor allem aber im Blick auf 
die zukünftige Entwicklung, richtig ist? 
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37. Abgeordneter 

Schmidt 

(Niederselters) 


38, Abgeordneter 
Schmidt 
(Niederselters) 


39. Abgeordneter 
Härzschel 


40. Abgeordneter 
Härzschel 


41. Abgeordneter 
Mancher 


42. Abgeordneter 

Mancher 


43. Abgeordneter 
Bnrger 


Wie weit sind die Vorarbeiten der Bundes- 
regierung für die Erstellung eines Gesetzent- 
wurfs über die Gewährung von Unfallver- 
sicherungsschutz für Schulkinder, durch den 
diese während des Unterrichts, bei schulischen 
Veranstaltungen und auf dem Wege von und 
zur Schule kraft Gesetzes versichert sind, auf 
Grund des vom Deutschen Bundestag am 
27. November 1968 einstimmig gefaßten Be- 
schlusses gediehen, und wann wird sie vor- 
aussichtlich diesen Entwurf dem Deutschen 
Bundestag vorlegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Studenten, 
insbesondere die der technischen und natur- 
wissenschaftlichen Disziplinen, in einen ge- 
setzlichen Unfallversicherungsschutz wie er 
den Schülern an Berufs-, Berufsfach- und Fach- 
schulen — • den Schülern an allgemeinbildenden 
Schulen ist dieser Versicherungsschutz gleich- 
falls zugesichert worden — gewährt wird, 
einzubeziehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel 
Witwenrenten aus der Sozialversicherung un- 
ter den durchschnittlichen Sätzen der Sozial- 
hilfe liegen und zwar dann, wenn der Mann 
30 und mehr Jahre pflichtversichert war? 

Hält die Bundesregierung die Witwenrente 
von 60Vo aus der Vollrente des Mannes heute 
noch für ausreichend und wenn nein, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Renten für diese Witwen zu verbessern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die technische Entwicklung denjenigen Kriegs- 
beschädigten, die einseitig oder doppelampu- 
tiert sind und denen die Auflage erteilt wird, 
im Interesse der Verkehrssicherheit in ihrem 
Kraftfahrzeug eine automatische Kupplung 
bzw. ein automatisches Getriebe einzurichten, 
immer größere Mehrkosten entstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die hierzu 
geltende Rechtsverordnung dahin gehend zu 
ändern, daß die tatsächlichen Kosten für die 
Einrichtung bzw. die Reparatur voll übernom- 
men werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Artikel 
in der VdK-Zeitung „Die Fackel“ (Nr. 4/70, 
Seite 8) „Park-Sanatorium Bad Bertrich — ein 
Modellfall“, in welchem dem Land Rheinland- 
Pfalz und den zuständigen Stellen ein hohes 
Lob für das moderne Sanatorium ausgespro- 
chen wird, gleichzeitig aber auch ein mahnen- 
des Wort an den Bund gerichtet ist, weil viele 
Institutionen Jahr für Jahr neue und hochmo- 
derne Sanatorien zur Verfügung stellen, in der 
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Kriegsopferversorgung jedoch allzuwenig die- 
sem Beispiel gefolgt werde, da man von den 
Kurheimen alten Stils nicht loskomme und 

viele veraltete Kuranstalten sehe, bei denen 
sich Arzte und Personal große Mühe gäben, 
deren Einrichtungen und medizinische Abtei- 
lungen jedoch zu wünschen übrig ließen? 

44. Abgeordneter In welchem Verhältnis stammt die Summe 

Dichgans aller Rentenzahlungen, die im System der 

Arbeiterrentenversicherung im Jahre 1968 ge- 
leistet worden sind, aus folgenden Quellen; 
dem Vermögens wert — der rechnerisch den 
Beitragsleistungen für diese Rentner ent- 

sprach — , den Zuschüssen aus den Beitrags- 
leistungen der noch aktiven Versicherten, den 
Zuschüssen des Staates? 

45. Abgeordneter Wie sind bei dem Vermögenswert, der rech- 

Dichgans nerisch den Beitragsleistungen der Rentner 

entsprach, die Leistungen aus der Zeit vor der 
Währungsreform bewertet? 

46. Abgeordneter Stimmen Meldungen, daß die Ersatzdienst- 

Zebisch leistenden in Süddeutschland streiken, weil 

einem Teil von ihnen in einem Privatsanato- 
rium in Neustadt an der Saale die Ausübung 
des Grundrechts der Koalitionsfreiheit in Form 
der Bildung eines Betriebsrates und der Wer- 
bung für den Eintritt in eine Gewerkschaft 
verboten wurde, und was wird die Bundes- 
regierung unternehmen, um diese Rechte der 
Ersatzdienstleistenden durchzusetzen und zu 
sichern? 

47. Abgeordneter Stimmen Meldungen, wonach die Regelung der 

Zebisch Lohnfortzahlung im Krankheitsfall in vielen 

Bereichen dazu führt, daß ältere Arbeitnehmer 
und Behinderte bei häufigeren Erkrankungen 
Schwierigkeiten bei der Erhaltung ihres Ar- 
beitsplatzes bekommen, und was wird die 
Bundesregierung unternehmen, um dieser Ent- 
wicklung gegenzusteuern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter Wie viele Hauptfeldwebel, Oberfeldwebel und 
Dr. Jenninger Feldwebel befinden sich zur Zeit in der Aus- 
bildung zum Fachoffizier? 

49. Abgeordneter Trifft die Behauptung zu, daß bis jetzt nur 

Dr. Jenninger Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel zur 

Fachoffizierslaufbahn zugelassen worden sind? 
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50. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


51. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


52. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


53. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


54. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


55. Abgeordneter 
Gierenstein 


56. Abgeordneter 

Gierenstein 


57. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Erlaß 
des Bundesministers der Verteidigung vom 
30. April 1968 aufrechtzuerhalten, durch den 
Soldaten, die das Feierliche Gelöbnis nicht 
ablegen von der Beförderung ausgeschlossen 
werden? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
in einem Abstand von nur jeweils einem Jahr 
viermal aufeinder folgende 14tägige Einbe- 
rufung zu Übungen der Heimatschutztruppe, 
gemessen an den Leistungserfordernissen der 
modernen Industriegesellschaft, für den Ein- 
berufenen beruflich verträglich und für seinen 
Arbeitgeber unter Berücksichtigung des gesetz- 
lich festgelegten Urlaubsanspruches betrieb- 
lich verkraftbar ist? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die gesetzlichen Grundlagen der Wehrerfas- 
sung für die Einberufung Wehrübender, ins- 
besondere für die Einberufung zur Heimat- 
schutztruppe, von Beurteilungsmaßstäben be- 
stimmt sind, die dem öffentlichen Interesse 
einen Vorrang vor den Erfordernissen der 
individuellen zivilberuflichen Existenzsituation 
geben, und dadurch zu einer gewissen Wehr- 
unlust führen können? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung beabsichtigt, mit der Sowjet- 
union Militärattaches auszutauschen und bei 
Bundeswehrmanövern sowjetische Beobachter 
zuzulassen, und hat Staatssekretär Bahr in sei- 
nen Gesprächen in Moskau bereits darüber 
verhandelt? 

Ist die Anordnung, Fahrzeuge der sowjeti- 
schen Militäradministration oder Botschaft bei 
Manövern sofort dem Vorgesetzten zu melden, 
noch gültig, oder soll sie künftig abgeschafft 
werden? 

Aus welchen Gründen hat das Max-Planck- 
Institut für Psychiatrie in München einen be- 
reits angenommenen Forschungsauftrag des 
Bundesverteidigungsministeriums, die Wir- 
kungsweise von Nervengiften zu untersuchen, 
abgelehnt und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, einen solchen Auftrag anderweitig zu 
vergeben? 

Hält die Bundesregierung die Erforschung 
von Gegenmitteln für Gifte, insbesondere 
Nervengifte noch für notwendig? 

Aus welchen Gründen fand der am 18. April 
1970 vorgesehene, von den örtlichen Behörden 
genehmigte Vorbeimarsch der 6. Panzergrena- 
dierdivision in Lübeck nicht statt? 
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58. Abgeordneter In welchen Bereichen der Bundesrepublik 

Jung Deutschland ist die Errichtung von Bundes- 

wehrheimen geplant? 

59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Planung 

Jung von Bundeswehrheimen öffentliche Architek- 

tenwettbewerbe auszuschreiben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

60. Abgeordneter Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bun- 
Dr, Jungmann desregierung aus den Mißständen zu ziehen, 

die Millionen von Fernsehzuschauern kürzlich 
in einer kabarettistischen Sendung drastisch 
vor Augen geführt wurden und die aus den 
offenbar zahlreichen Verstößen gegen lebens- 
mittel-, futtermittel- und arzneimittelrechtli- 
chen Bestimmungen (Verwendung von 
Schlachtabfällen usw. in aus Italien eingeführ- 
ter Mortadella-Wurst, Verabfolgung bzw. Ein- 
spritzung von Antibiotika oder hormonhalti- 
gen Stoffen bzw. von oestrogenen oder thyre- 
ostatischen Stoffen an bzw. bei Schlachtvieh 
zur Beeinflussung der Haltbarkeit und Be- 
schaffenheit des Fleisches) resultieren? 

61. Abgeordneter Wieviel Fälle sind der Bundesregierung be- 

Dr. Giulini kannt, bei denen nach einer „Pflichtimpfung" 

Schäden aufgetreten sind, und was will sie in 
Zukunft tun, um diese Schädigungen zu ver- 
meiden? 

62. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung tun — wenn 

Dr. Giulini Schäden aufgetreten sind — , um den Opfern 

schneller und wirksamer zu helfen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

63. Abgeordneter Wie verhalten sich die Antworten des Staats- 
Dr. Kempfier Sekretärs Börner in der 25. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 21. Januar 1970, wo- 
nach von den vorläufigen Mittelsperrungen 
für Bundesfernstraßen Bundesausbaugebiete 
und Zonenrandgebiete ausgenommen sind, 
und die Antwort des gleichen Staatssekretärs 
in der 33. Sitzung vom 25. Februar 1970, wo- 
nach keine generelle Anordnung getroffen ist, 
daß die Vergabe von Baumaßnahmen in Bun- 
desförderungsgebieten zurückgestellt wird, zu 
der schriftlichen Mitteilung des Staatssekre- 
tärs Wittrock vom 8. April 1970, derzufolge 
Straßenbaumaßnahmen auch in Zonenrand- 
und in Fördergebieten zur Zeit nicht mehr in 
Angriff genommen werden? 
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64. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


65. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


66. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch- 

Gmünd) 

67. Abgeordneter 

Wohlrabe 


68. Abgeordneter 

Pieroth 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
für Straßenbaumaßnahmen in diesen Gebieten 
so zeitig Mittel bereitzustellen, daß sie im 
laufenden Baujahr noch sinnvoll vorangetrie- 
ben werden können? 

Hat die Deutsche Bundesbahn nicht die im 
Zuge von Gemeindezusammenlegungen erfor- 
derlichen Umbenennungen von Bahnhöfen und 
Haltepunkten im Rahmen der von ihr der All- 
gemeinheit gegenüber zu leistenden öffent- 
lichen Daseinsvorsorge von sich aus vorzu- 
nehmen? 

Für welchen Termin beabsichtigt die Bundes- 
regierung, den Einbau von Sicherheitsgurten 
in fabrikneuen PKW's durch eine Änderung 
der StVZO vorzuschreiben? 

Warum hat die Bundesregierung der Heraus- 
gabe eines Lenin-Sonderstempels in Berlin 
zugestimmt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeit- 
nehmern der Deutschen Bundespost, die als 
Wehrpflichtige eingezogen waren, nach dem 
Wiedereintritt in ihre Beschäftigung bei der 
Deutschen Bundespost für die Berechnung der 
Sonderzuwendung nach den Zusatzbestimmun- 
gen des Bundespostministeriums zu den Be- 
stimmungen der Tarifverträge die Wehrdienst- 
zeit nicht angerechnet wird, während sie Be- 
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit angerech- 
net wird, und was wird die Bundesregierung 
tun, um diesem Nachteil abzuhelfen, den die 
durch den Wehrdienst gegenüber ihren Kolle- 
gen ohnehin beruflich Beeinträchtigten damit 
zusätzlich erfahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


69. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die nach 
Dr. Schmude § 25 des Zweiten Wohnungsbaug^etzes für 
Anwärter auf öffentlich geförderte Wohnun- 
gen geltenden Einkommensgrenzen angesichts 
der inzwischen eingetretenen Lohn- und Preis- 
entwicklung heraufzusetzen? 


70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Hammans Oberfinanzdirektion München zur Bearbeitung 
von Anträgen Bundesbediensteter auf Fami- 
lienheimdarlehen des Bundes mindestens 
12 Monate benötigt, während im Bereich ande- 
rer Oberfinanzdirektionen 3 bis 5 Monate er- 
forderlich sind? 


71. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


Wird die Bundesregierung diese untragbaren 
Verhältnisse bessern? 
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72. Abgeordneter 

Dröscher 


73. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


Ist es richtig, daß nach Inkrafttreten des neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes die ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen prak- 
tisch von Sanierungsprogrammen in Gemein- 
den ausgeschlossen sind? 

Wie steht es mit dem Lärmschutz im modernen 
Wohnungsbau, und reichen nach den Erfahrun- 
gen des Bundeswohnungsbauministeriums die 
gesetzlichen Vorschriften über den Schall- 
schutz aus, nicht zuletzt im Hinblick auf das 
beschleunigte Bauen mit normierten Bautei- 
len? 


74. Abgeordneter Wieviel Prozent der Bausumme betragen nach 
Dr. Gleissner den Erfahrungen im In- und Ausland die 
Mehrkosten für Schallschutzmaßnahmen, wie 
sie auf Grund von genauen technischen Unter- 
suchungen im Wohnungsbau zunehmend ge- 
fordert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


75. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


76. Abgeordneter 
Schmidt 
(Braunschweig) 


77. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


78. Abgeordneter 

Dr. Enders 


79. Abgeordneter 

Moersch 


Sieht die Bundesregierung die Ansiedlung von 
Forschungsinstituten im Saarland als dringend 
notwendige strukturelle Ergänzungsmaßnahme 
an? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auf dem wichtigen Forschungsgebiet des Trieb- 
werklärms zu einer Konzentration der For- 
schungskapazität in der Bundesrepublik 
Deutschland zu kommen? 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkefit 
und die Möglichkeit, die Effektivität der für 
die Erforschung des Betriebswerkslärms vor- 
handenen Versuchseinrichtungen, z. B. in der 
Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt, durch geeignete Son- 
dermaßnahmen zu steigern? 

Ergeben sich aus der Zahl der Studenten aus 
den einzelnen Bundesländern Konsequenzen 
für die künftige Hochschulplanung? 

Welche anwendbaren Forschungsergebnisse 
sind seit Bestehen des Kernforschungszen- 
trums in Karlsruhe von der deutschen Indu- 
strie übernommen worden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


80. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


Trifft die von einem Redakteur einer der CDU 
nahestehenden Zeitung geäußerte Vermutung 
zu, daß z. B. die Westfälische Rundschau (Dort- 
mund) vom Bundespresse- und Informations- 
amt Nachrichten eher erhält als dpa? 
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81. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


Sind Redakteure der Zeitungen des sogenann- 
ten „Ceno-Blocks" (z. B. Westfälische Nach- 
richten, Münster) durch Einflüsse der Bundes- 
regierung beim „Erfurter Treffen" benachtei- 
ligt worden? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


82. Abgeordneter Würde die Bundesregierung bei einer even- 

Werner tuellen Wiederaufnahme diplomatischer Be- 

ziehungen der arabischen Staaten mit der 
Bundesrepublik Deutschland Unterschiede zwi- 
schen jenen machen, die die DDR inzwischen 
anerkannt haben, und jenen, die keine diplo- 
matischen Beziehungen zur DDR unterhalten? 

83. Abgeordneter Wie lauten die kritischen Argumente, die der 

Roser Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes- 

minister des Auswärtigen, Prof. Dr. Dahren- 
dorf, im Pressegespräch mit einem Korrespon- 
denten der „Los Angeles Times" gegenüber 
der Außenpolitik der Regierung der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika geäußert hat und 
die von dem Korrespondenten in seinem Ar- 
tikel, den auch die „Washington Post" nachge- 
druckt hat, angeblich verkürzt oder entstellt 
wiedergegeben worden sind? 

84. Abgeordneter Welche Gründe haben den Parlamentarischen 

Roser Staatssekretär beim Bundesminister des Aus- 

wärtigen, Prof, Dr. Dahrendorf, bewogen, die 
innenpolitische Kontroverse über die Außen- 
politik der Bundesregierung durch folgende 
Formulierungen 

„Trotz solcher Kontinuität hat die heutige 
parlamentarische Opposition in der Bundesre- 
publik jedoch Recht, wenn sie unsere Ostpo- 
litik als eine Abkehr von der Richtung der 
früheren Politik bezeichnet. Dabei ist zunächst 
zu betonen, daß überhaupt eine Politik der 
Initiativen betrieben wird, die eine Politik der 
Reaktionen ablöst", 

„Die politischen Initiativen, die ich Ihnen 
dargestellt habe, haben in der Welt viel Zu- 
stimmung gefunden. Sie sind auch kritisiert 
worden vor allem von der parlamentarischen 
Opposition in der Bundesrepublik. Wenn ich 
Ihre Geduld noch ein wenig länger strapazie- 
ren darf, möchte ich diese Gelegenheit benut- 
zen, um durch die Beantwortung der kritischen 
Einwände Ziele und Grenzen der deutschen 
Ostpolitik 1970 deutlicher zu machen", 
seiner Rede vor der Beratenden Versammlung 
des Europarates in dieses internationale Fo- 
rum zu tragen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


2. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


3. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


4. Abgeordneter 

Weigl 


5. Abgeordneter 

Weigl 


6. Abgeordneter 

Leicht 


Ist die Bundesregierung im Zuge der großen 
Steuerreform bereit, für Lohn- und Gehalts- 
empfänger im unmittelbaren Zonenrandgebiet 
Lohnsteuerermäßigungen festzulegen, da an- 
dernfalls mit Sicherheit die dringend notwen- 
dige Ansiedlung neuer Industrien und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze hinter der er- 
warteten Wachstumsrate Zurückbleiben wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bun- 
desvermögensstelle Lübeck den seit 1963 be- 
stehenden Mietzins für ein Mietobjekt zum 
1. April 1970 von jährlich 3420 DM auf 
10 320 DM angehoben hat mit dem Hinweis, 
im Falle des Nichteinverständnisses den Miet- 
vertrag bereits zum 30. Juni 1970 zu kündigen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, 
ungeachtet einer sicher gerechtfertigten Neu- 
festsetzung des Mietzinses, eine Erhöhung um 
200Vo eine unzumutbare Maßnahme und Be- 
lastung darstellt, die zudem in Gegensatz zu 
der von der Bundesregierung geforderten wirt- 
schaftlichen Verhaltensweise steht und die im 
Zonenrandgebiet eine besondere Härte dar- 
stellt, zumal auch noch andere Firmen in die- 
sem Gebiet von ähnlichen Maßnahmen betrof- 
fen sind? 

Zu welchen Steuermindereinnahmen würde 
die Einführung einer Arbeitnehmerzulage im 
Zonenrandgebiet in Höhe von 5 Prozent des 
Bruttolohnes (Berliner Modell) führen? 

Mit welchen Steuerausfällen müßte gerechnet 
werden, wenn die Abschreibungsvergünsti- 
gung nach § 14 a des Berlinhilfegesetzes auf 
das Zonenrandgebiet übertragen würde, um 
das dort vorhandene unzureichende Angebot 
von modernen Wohnungen beseitigen zu kön- 
nen? 

Ist daran gedacht, den Ertragswert für Obst 
und Spargel, der für die Hauptfeststellung der 
Einheitswerte auf den 1. Januar 1964 sehr 
hoch festgesetzt ist, zu senken, weil sich die 
Ertragslage spürbar verschlechtert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das private 
Schmidt Schlachthofprojekt in Pfarrkirchen, das mit 

(München) einem Kostenaufwand von 10 Millionen DM 

errichtet werden soll, mit öffentlichen Mitteln 
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zu fördern, obwohl es im Einzugsbereich kom- 
munaler Schlachthöfe liegt, die zum Teil mit 
erheblichen Kosten, wie z. B. der städtische 
Schlacht- und Viehhof in München, ausgebaut 
wurden und bis heute nicht voll ausgelastet 
sind? 


8. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


Ist die Bundesregierung bereit, die kommuna- 
len Schlachthöfe, die im Gegensatz zu privaten 
Schlachthöfen durch übergebietliche hygieni- 
sche Aufgaben Mehrkosten in Höhe von 35Vo 
haben, wodurch ihre Konkurrenzfähigkeit ge- 
genüber diesen Schlachthöfen erheblich beein- 
trächtigt wird, durch Erstattung dieser Kosten 
in ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu stärken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Vor- 
Dr. Häfele schritt, wonach ab 1. Januar 1970 hergestellte 

landwirtschaftliche Schlepper einen Unfall- 
schutzbügel tragen müssen, die Landwirte 
nicht bloß je Schlepper mit 500 DM belastet, 
sondern sie auch zwingt, die Einfahrten ihrer 
Garagen und Abstellräume größtenteils zu 
erhöhen? 


10. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


Will die Bundesregierung nicht stattdessen die 
Verdeckungsindustrie verpflichten, die Unfall- 
schutzbügel in die Verdecke einzubauen? 


11. Abgeordneter 
Zebisch 


Bis wann können alle Versicherten mit Konto- 
auszügen über ihre Ansprüche aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung rechnen? 


12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Interesse einer 

Zebisch besseren Gesundheitsfürsorge für Hausfrauen 

und Mütter wie im Interesse einer Gleichbe- 
handlung der Schichten mit geringerem Ein- 
kommen dafür eintreten, daß die Krankenkas- 
sen anstelle der bisherigen Zuschüsse für die 
Finanzierung einer Hauspflegerin in Zukunft 
die vollen Kosten übernehmen und von der 
Bedingung absehen, daß durch die Hauspflege 
eine noch kostspieligere Behandlung im Kran- 
kenhaus vermieden wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


13. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Bestehen bei der Bundesregierung konkrete 
Vorstellungen über die Namensgebung für die 
neue Sportschule der Bundeswehr in Waren- 
dorf? 


14. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Wäre die Bundesregierung bereit, die Sport- 
schule nach einem der namhaftesten deutschen 
Sportler, dem im Kriege gefallenen Rudolf 
Harbig zu benennen? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


15. Abgeordneter 

Josten 


16. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


17. Abgeordneter 

Seibert 


18. Abgeordneter 

Seibert 


19. Abgeordneter 

Folger 


20. Abgeordneter 

Krall 


21. Abgeordneter 

Krall 


22. Abgeordneter 

Biechele 


23. Abgeordneter 

Biechele 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die unhaltbaren Straßenzustände der B 257 
zwischen Niederadenau und Leimbach zu be- 
heben? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Auto- 
bahnbau Bremen — Bremerhaven aus konjunk- 
turellen Gründen zu stoppen bzw. das Bau- 
tempo wesentlich zu verlangsamen? 

Bis zu welchen konkreten Terminen ist der 
Bau bzw. die Fertigstellung der Umgehungs- 
straßen bei Obernburg, Wörth, Laudenbach, 
Breitendiel, Weilbach und Amorbach vorge- 
sehen? 

Bis wann soll der Ausbau der Bundesstraße 
469 auf den Teilstrecken Niedernberg — Mil- 
tenberg sowie Miltenberg — Amorbach abge- 
schlossen werden und welche Haushaltsmittel 
hat die Bundesregierung dafür eingeplant? 

Kann die Bundesregierung etwas dagegen tun, 
daß in dem neuen Flughafengebäude Köln/ 
Bonn an der Imbißtheke für ein Paar Frank- 
furter 4,50 DM und für eine kleine Flasche 
Bier 2 DM verlangt werden? 

Treffen Presseberichte zu, denen zufolge der 
Bund über das für den Ausbau der B 9 zwi- 
schen Koblenz und Weißenthurm benötigte 
Gelände verfügen kann? 

Wann ist damit zu rechnen, daß der Bund die 
Ausübung seiner Rechte wahrnimmt und den 
Ausbau der B 9 in diesem Abschnitt verwirk- 
licht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mit- 
telstrichmarkierungen auf den Fahrbahnen, 
die „Radarhilfen" für den Autofahrer, und die 
weiß-schwarzen Begrenzungspfähle mit ihren 
leuchtenden Katzenaugen rechts und links am 
Straßenrand durch die Folgen des strengen 
Winters sehr gelitten haben und deswegen 
ihre verkehrssichernde Aufgabe nicht mehr 
ausreichend erfüllen können? 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
daß die Mittelstrichmarkierungen und die 
weiß-schwarzen Begrenzungspfähle mit den 
Katzenaugen baldmöglichst renoviert werden, 
damit sie wieder voll wirksam sein können? 


Bonn, den 24. April 1970 
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